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269. Verordnung: Änderung der Fremdenverkehrsstatistik-Verordnung 1986
270. Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 500 Schilling „Papstbesuch in Österreich"
271. Verordnung: Änderung der Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973
272. Verordnung: Verlängerung der für die Ausbildung erforderliche Wochendienstzeit für Teilneh-

mer an der Grundausbildung für Wachebeamte der Verwendungsgruppe W 3 im
Sicherheitswachdienst

273. Kundmachung: Aufhebung des § 461 Abs. 2 der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und
II. Instanz durch den Verfassungsgerichtshof

269. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 5. Mai
1988, mit der die Fremdenverkehrsstatistik-

Verordnung 1986 geändert wird

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und des § 7 Abs. 7 des
Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

Die Fremdenverkehrsstatistik-Verordnung 1986,
BGBl. Nr. 284, wird wie folgt geändert:

§ 17 lautet:

„§ 17. Den Gemeinden ist vom Bund auf Antrag
eine Abfindung für die ihnen bei der Mitwirkung
an den Erhebungen über Fremde sowie über Frem-
denunterkünfte entstehenden Kosten als Pauschal-
betrag zu gewähren.

Die Höhe der Abfindung beträgt:
1. für das Ausfüllen des Gemeindebo-

gens und des Bestandsbogens für
Gemeinden oder für das Übermit-
teln der Gemeindesummen im auto-
mationsunterstützten Datenverkehr
an das Österreichische Statistische
Zentralamt für jeden Monat und
jeden Stichtag (§ 14)
in den Jahren 1988 und 1989 38,40 S,

2. für jeden gewerblichen Beherber-
gungsbetrieb für jeden Monat und
jeden Stichtag (§ 14)
in den Jahren 1988 und 1989 4,50 S,

3. für jede sonstige Fremdenunter-
kunft für jeden Monat und jeden
Stichtag (§ 14)
in den Jahren 1988 und 1989 1,30 S"

Graf

270. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 9. Mai 1988 über die Ausgabe
von Scheidemünzen zu 500 Schilling „Papstbe-

such in Österreich"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 118/1980 wird verordnet:

§ 1. Aus Anlaß des Papstbesuches in Österreich
werden ab 21. Juni 1988 Scheidemünzen zu
500 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
925 Tausendteilen Silber und 75 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 37 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g und ihr Feingewicht 22,2 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/iooo und im Rauhgewicht 10/iooo nicht
übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maßge-
bend:

(1) Die eine Seite hat das Kopfbild (rechtes Pro-
fil) des Papstes mit festlicher Stola sowie die
Umschrift „JOHANNES PAUL II. IN ÖSTER-
REICH" und die Jahreszahl „1988" zu zeigen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„500", darunter das Wort „SCHILLING", ferner
in kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „REPUBLIK ÖSTERREICH" zu tra-
gen.
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(3) Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randlei-
ste zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu

gestalten und hat die vertiefte Inschrift „FUENF-
HUNDERT SCHILLING" aufzuweisen.

2 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 25. Mai 1988, mit der die Zoll-
gesetz-Durchführungsverordnung 1973 geän-

dert wird

Auf Grund des Zollgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 129, in der zuletzt durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 663/1987 geänderten Fassung wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973,
BGBl. Nr. 476/1972, in der zuletzt durch die Ver-
ordnung BGBl. Nr. 694/1987 geänderten Fassung
wird wie folgt geändert:

Der § 19 lautet:

„S 19.
Zu § 188 Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes 1955

(1) Die Höhe der Personalkosten wird wie folgt
festgesetzt:

für Bedienstete der Verwendungsgruppen
A und B (Entlohnungsgruppen a und b)
für jede angefangene Stunde 154 S

für sonstige Bedienstete
für jede angefangene Stunde 123 S

(2) Die Höhe der Kommissionsgebühren für
Hausbeschauabfertigungen außerhalb der Amts-
stunden wird wie folgt festgesetzt:

für Bedienstete der Verwendungsgruppen
A und B (Entlohnungsgruppen a und b)
für jede angefangene Stunde an Werkta-
gen außerhalb der Nachtzeit 170 S
an Werktagen während der Nachtzeit
(22 Uhr bis 6 Uhr) und an Sonn- und
Feiertagen 225 S

Lacina

für sonstige Bedienstete
für jede angefangene Stunde an Werkta-
gen außerhalb der Nachtzeit 136 S
an Werktagen während der Nachtzeit
(22 Uhr bis 6 Uhr) und an Sonn- und
Feiertagen 180 S"

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft.

Lacina

272. Verordnung der Bundesregierung vom
31. Mai 1988, mit der die für die Ausbildung
erforderliche Wochendienstzeit für Teilneh-
mer an der Grundausbildung für Wachebe-
amte der Verwendungsgruppe W 3 im Sicher-

heitswachdienst verlängert wird

§ 1. Für die Teilnehmer an der Grundausbildung
für Wachebeamte der Verwendungsgruppe W 3 im
Sicherheitswachdienst, die mit Verordnung des
Bundesministers für Inneres BGBl. Nr. 203/1978,
zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl.
Nr. 403/1987, geregelt worden ist, beträgt die
wöchentliche Ausbildungszeit während der theore-
tischen Lehrgangsabschnitte ab dem ersten Ausbil-
dungsmonat 56 Stunden.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. September
1987 in Kraft und mit Ablauf des 31. August 1989
außer Kraft.
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2 7 3 . Kundmachung des Bundesministers für
Justiz vom 30. Mai 1988 über die Aufhebung
des § 461 Abs. 2 der Geschäftsordnung für die
Gerichte I. und II. Instanz durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 2. März 1988, V 12/87-6, dem Bundesminister

für Justiz zugestellt am 4. Mai 1988, § 461 Abs. 2
der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und
II. Instanz (Geo.) vom 9. Mai 1951, BGBl.
Nr. 264/1951, gemäß §139 Abs. 1 B-VG als
gesetzwidrig aufgehoben. Der Verfassungsgerichts-
hof hat ausgesprochen, daß die aufgehobene
Bestimmung nicht mehr anzuwenden sei.

Foregger
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